
unterlassene Hilfeleistung

te zum Zeitpunkt seines Todes eine Rente oder Ver­
sorgung bezogen bzw. die Voraussetzungen für 
einen Bezug derselben erfüllt gehabt haben. Die U. 
wird für die Dauer der gerichtlich festgelegten Un­
terhaltszahlung in Höhe des gerichtlich festgelegten 
Unterhaltsbetrages, höchstens in Höhe von 
270Mark monatlich, gezahlt.

unterlassene Hilfeleistung / Pflicht zur Hilfelei­
stung '

Unterlassungsanspruch - einem Bürger oder Betrieb 
zustehender, gerichtlich durchsetzbarer / An­
spruch darauf, daß durch rechtswidriges Verhalten 
anderer verursachte Störungen oder Beeinträchti­
gungen seiner Rechte unterlassen werden. U. knüp­
fen an den Grundsatz der gegenseitigen Rücksicht­
nahme im Zusammenleben an, vor allem an die 
Pflicht jedes Bürgers, sich so zu verhalten, daß Schä­
den und Gefahren für Leben, Gesundheit und 
Eigentum anderer vermieden werden, und drohende 
Gefahren durch aktives Handeln abzuwehren bzw. 
zu vermindern (Z Schadenabwendungs- und Scha­
denminderungspflicht). Unter dem Begriff U. wer­
den verschiedenartige Abwehransprüche verstan­
den, so Ansprüche bei Z Immissionen einschließlich 
Z Lärmbelästigung und zum Z Schutz von Persön­
lichkeitsrechten. Allgemeine und am häufigsten an­
wendbare und angewendete rechtliche Regelung bei 
Gefährdung oder Beeinträchtigung von Rechten bil­
det §328 ZGB. Er ist auch dann die Anspruchs­
grundlage, wenn spezielle Rechtsvorschriften nicht 
bestehen. Ob Rechte gemäß §328 ZGB gefährdet 
oder beeinträchtigt werden, ergibt sich aus den 
Rechtsvorschriften, z. B. über die,/' Miete. Gemäß 
§328 ZGB kann der Bürger oder Betrieb, dessen 
Rechte durch das rechtswidrige Verhalten eines an­
deren beeinträchtigt oder gefährdet werden, die Be­
seitigung der Störung oder des Gefahrenzustandes 
verlangen, z.B. das Anketten eines Hundes, der 
spielende Kinder auf dem Nachbargrundstück ge­
fährdet, oder das Leiserstellen eines ständig überlaut 
spielenden Radios. Sind weitere Störungen oder eine 
erhebliche Gefährdung infolge des rechtswidrigen 
Verhaltens des anderen vorauszusehen - nicht nur zu 
vermuten -, besteht gemäß § 328 Abs. 2 ZGB auch 
ein Anspruch auf Unterlassung künftiger Störungen. 
Soweit aus der Störung Z Schäden erwachsen sind, 
gelten für die Ersatzansprüche die Regelungen über 
die zivilrechtliche / materielle Verantwortlichkeit. 
U. können, wenn die eigenverantwortliche Klärung 
nicht möglich ist, gerichtlich geltend gemacht wer­
den. Ist es besonders dringend, daß der U. durchge­
setzt wird, z.B. wenn dem noch in der bisherigen 
Ehewohnung lebenden geschiedenen Ehepartner 
die Benutzung der Küche verweigert wird, kann eine 
Z einstweilige Anordnung beantragt werden.

Untermietverhältnis - Rechtsverhältnis, das da­
durch entsteht, daß ein Z Mieter durch Vertrag ei­

nem anderen (dem Untermieter) einen Teil seiner 
Wohnung überläßt. Es gibt 2 Arten von U., solche 
über nicht erfaßten Wohnraum und solche über vom 
zuständigen Organ der Z Wohnraumlenkung dem 
Untermieter zugewiesenen Wohnraum (Z Wohn- 
raumzuweisung). Der Abschluß von U. über nicht 
erfaßten Wohnraum beruht auf dem freiwilligen 
Entschluß des Mieters der Wohnung. Handelt es sich 
um erfaßten und dem Untermieter zugewiesenen 
Wohnraum, ist der Mieter verpflichtet, den Unter­
mietvertrag abzuschließen (§ 128 Abs. 2 ZGB). Wei­
gert er sich, kann der Untermieter beim zuständigen 
Organ der Wohnraumlenkung die Verbindlichkeits­
erklärung des Untermietvertrages bei gleichzeitiger 
Festlegung der gegenseitigen Rechte und Pflichten 
beantragen. Für ein U. sind die Regelungen des 
ZGB über die Wohnungsmiete (Z Miete) entspre­
chend anzuwenden. Der Untermieter hat demzufol­
ge unter anderem auch das Recht, die Z Gemein­
schaftseinrichtungen des Hauses zu benutzen und 
Besucher in den gemieteten Räumen zu empfangen. 
Dazu benötigt er keine besondere Genehmigung des 
Mieters. Die Regeln des Zusammenlebens sollten je­
doch eingehalten werden.
Für eine Beendigung des Vertrages ist der Charakter 
des U. von Bedeutung. U. über zugewiesenen 
Wohnraum unterliegen dem Kündigungsschutz 
Kündigung des Mietverhältnisses). Der Mieter kann 
diese gegen den Willen des Untermieters nur durch 
gerichtliche Entscheidung aufheben lassen (Z ge­
richtliche Aufhebung des Mietverhältnisses). Der 
gleiche Kündigungsschutz besteht für U., bei denen 
der Untermieter den gemieteten Raum oder die ge­
mieteten Räume vertragsgemäß mit seiner Familie 
bewohnt, sowie dann, wenn er die Räume ganz oder 
überwiegend mit eigenen Möbeln ausgestattet hat. 
U., die keinem Kündigungsschutz unterliegen, kön­
nen vom Mieter jederzeit mit einer Frist von 2 Wo­
chen gekündigt werden (§ 128 Abs. 3 ZGB). Der Un­
termieter ist immer (mit gleicher Frist) zur Kündi­
gung berechtigt. Über U., die ohne Zuweisung des 
Organs der Wohnraumlenkung abgeschlossen wor­
den sind, hat der Mieter der Wohnung den zuständi­
gen örtlichen Rat unverzüglich zu informieren. Die­
se U. enden außer in den dem Kündigungsschutz un­
terliegenden Fällen mit Beendigung des Mietverhält­
nisses über die gesamte Wohnung (§22 Abs. 3 
WLVO). Ist ein U. beendet, kann eine Z Räumung 
von Wohnraum durchgeführt werden.
Haben die Wohnraumlenkungsorgane eine größere 
Wohnung 2 Mietern gleichberechtigt zugewiesen, 
handelt es sich nicht um U. In solchen Fällen werden 
vom Vermieter 2 Mietverträge abgeschlossen, so daß 
2Teilhauptmietverhältnisse entstehen.

Unterstützung aus dem Kultur- und Sozialfonds -
Zuwendung finanzieller Mittel aus dem Kultur- und 
Sozialfonds des Betriebes, die Betriebsangehörigen 
auf Antrag gewährt wird, wenn ihre soziale Lage es 
erfordert. Führen unvorhergesehene Ereignisse im 
persönlichen Leben zu außergewöhnlichen finanziel­
len Belastungen eines Werktätigen, kann von ihm 
selbst, aber auch - im Namen der Gewerkschafts-
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